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Einsicht, die gerade auch durch das charakterisierte Berufs­
ethos des Juristen mit geprägt und gefördert wird.

Anforderungen an die Grundlagenausbildung

Bei der Neugestaltung der juristischen Ausbildung erlangt 
entsprechend unserem generellen hochschulpolitischen Kon­
zept die Grundlagenausbildung3 ein besonderes Gewicht. Es 
wird daher als notwendig erachtet, sie in einem gesonder­
ten Abschnitt des Studienplans näher zu bestimmen. Das We­
sen der Grundlagenausbildung ist in der Konzeption zur 
juristischen Ausbildung prägnant formuliert: „Eine fundierte, 
interdisziplinär und integrativ angelegte gesellschafts-, staats- 
und rechtstheoretische Grundlagenausbildung bildet den Kern 
des rechts Wissenschaft liehen Studiums und eine verläßliche 
Basis für die spätere permanente Weiterbildung.“

Die Umsetzung dieser Anforderungen läßt sich in vier 
Punkten zusammenfassen:

1. In dieser Grundlagenausbildung sollen die Studenten 
unter Anleitung des Lehrkörpers fundamentale gesellschafts­
wissenschaftliche wie rechtswissenschaftliche Kenntnisse und 
Fähigkeiten erwerben, die ihnen zu entsprechenden Einsich­
ten und Haltungen verhelfen. Diese Grundlagenausbildung 
muß sowohl für das weitere rechtswissenschaftliche Studium 

„als auch für die spätere Praxis und die künftige eigene Wei­
terbildung — also für mehrere Jahrzehnte — tragend sein. 
Diese Funktion der Grundlagenausbildung hebt den Theorie­
gehalt, das Gewicht der Methodik und auch die Bedeutung 
weltanschaulich-ethischer Elemente in ihrer Ganzheit und vor 
allem die Fähigkeit zu selbständigem Studium und zur konti­
nuierlichen Weiterbildung, zur schöpferischen Lösung neuer 
Probleme in der Praxis deutlich hervor. Daraus folgt, daß 
diese Grundlagenausbildung einheitlich konzipiert und inte­
grativ, übergreifend, komplex angelegt sein muß.

Die Grundlagenausbildung muß interdisziplinär gestaltet 
sein und zugleich Interdisziplinarität (vor allem als Bereit­
schaft und Fähigkeit zur Zusammenarbeit mit Vertretern 
anderer Fachgebiete) fördern und ab verlangen. Namentlich 
Soziologie, Psychologie, Ethik, Logik und Informatik sind in 
die Ausbildung einzuordnen.

2. Wesentliche Bestandteile der Grundlagenausbildung 
sind die Ausprägung des historischen Verständnisses und des 
Erfassens der globalen Prozesse, der vielfältigen widersprüch­
lichen internationalen Beziehungen. Die Vermittlung und An­
eignung von Kenntnissen hierzu ist jedoch weder auf die 
Grundlagenausbildung noch auf bestimmte Disziplinen der 
Fachausbildung beschränkt. Die sozialistische DDR hat ihre 
weit zurückreichenden historischen Wurzeln (auch bereits 
ihre eigene Geschichte) und ist aufs engste mit den Prozessen 
in Euro:.a und der Welt verbunden.

Beginnend im marxistisch-leninistischen Grundstudium, 
besonders in der Staats- und Rechtstheorie, bis hin zur Aus­
bildung in den einzelnen Rechtszweigen muß das internatio­
nale Element einen zentralen Platz einnehmen. Dazu ist bei 
den Studenten das konkret-historische, prozeßhafte (materia­
listisch-dialektisch) Herangehen zu entwickeln. Sie sind, be­
sonders was das Recht anbelangt, stärker auf die theoreti­
sche und praktische Bewältigung der Dialektik von Stabilität 
(des Rechts, besonders der Rechtsnormen) und Dynamik (der 
sozialen Wirklichkeit) vorzubereiten. Daraus folgt auch, daß 
das Schwergewicht der Grundlagenausbildung zwar in den 
ersten zwei Jahren des Studiums liegt, aber nicht auf diese 
beschränkt bleiben kann.

3. Der Begriff „Grundlagenausbildung“ ist durch Aufzäh­
lung einiger Studienfächer, wie Marxistisch-leninistische 
Grundlagenausbildung und Allgemeine Staats- und Rechts­
theorie — um die hauptsächlichen zu nennen —, nicht ausrei­
chend gekennzeichnet. Er ist vor allem inhaltlich zu begrei­
fen. Unter diesem Aspekt ist auch das Verhältnis von marxi­
stisch-leninistischer Grundlagenausbildung und juristischer 
Ausbildung zu sehen und zu meistern. Es steht außer Frage, 
daß die marxistisch-leninistische Grundlagenausbildung auf 
der Basis und im Rahmen der bestätigten Lehrprogramme^ 
zu verwirklichen ist. Diese Grundlagen braucht jeder Stu­
dent, gleich welcher Studienrichtung.

Da das rechtswissenschaftliche Studium zugleich ein Stu­
dium wesentlicher Bereiche des Marxismus-Leninismus ist, 
diese in sich aufnimmt, muß die marxistisch-leninistische 
Grundlagenausbildung vor allem hinsichtlich der Problem­
stellungen, Schwerpunkte, Veranschaulichung und Entwick­
lung von Motivationen notwendig auf das Ausbildungs- und 
Erziehungsziel des rechtswissenschaftlichen Studiums ausge­
richtet sein. In enger Kooperation mit dem Lehrkörper der 
Sektion Marxismus-Leninismus gilt es, die Verflechtung der 
Lehrgebiete weiter auszuprägen.

4. Das Erfordernis der Entwicklung von übergreifenden, 
komplexen und integrativ angelegten Bildungs-(Lehr-)inhal- 
ten in der Grundlagenausbildung wie im weiteren Studium 
verlangt konzeptionell-theoretische Arbeit, um geeignete 
Themenkomplexe herauszufinden, durch deren multi- und 
interdisziplinäres Studium der Student Zugang zur Bewäl­
tigung grundlegender sozialer und juristischer Problemstel­
lungen unserer gesellschaftlichen Praxis findet, z. B. Probleme 
der Persönlichkeitsentwicklung, der Arbeit und des Leistungs­
prinzips, des Eigentums, des Vertrags bzw. der Äquivalenz­
beziehungen, der Gerechtigkeit, der Menschenrechte.

Diese Grundlagenausbildung ist die Basis für die fach­
richtungsspezifische Ausbildung. Das bezieht sich nicht nur 
auf die bewährten Fachrichtungen „Justiz“ und „Wirtschaft“.

Ausbildung von Verwaltungsjuristen

Die Konzeption sieht bekanntlich vor, eine Spezialisierungs­
richtung „Verwaltung“ zu schaffen. Der weitere Ausbau der 
Rechtsstaatlichkeit auch in diesem Bereich unterstreicht die 
Dringlichkeit der Heranbildung und des Einsatzes von mehr 
Juristen in den örtlichen Räten. Es w.ird deshalb für zweck­
mäßig gehalten, auch ihre Ausbildung in einer Fachrichtung 
„Verwaltung“ vorzuschlagen.

Einem Ausbau des Fachrichtungssystems wird mit dem 
neuen Studienplan und den ihn konkretisierenden Lehrpro­
grammen — die Spezialisierung in den einzelnen Fachrichtun­
gen wird davon nicht berührt — dadurch Rechnung getragen, 
daß der Grundbestand an Kenntnissen und Fähigkeiten 
(Grundwissen und Grundbefähigung) in den einzelnen juri­
stischen Disziplinen definiert ist, über den jeder Absolvent 
der rechtswissenschaftlichen Sektionen verfügen muß, um die 
Berufsbezeichnung „Jurist“ führen zu können. Dies ermög­
licht auch einen disponiblen Einsatz nach dem Hochschul­
abschluß bzw. den Wechsel des Arbeitsgebietes im Verlaufe 
des Berufslebens entsprechend künftigen gesellschaftlichen 
Erfordernissen.

Höhere Qualität von Lehre und Studium,

1. Mit dem Konzept der Grundlagenausbildung eng ver­
bunden ist das Erfordernis, einen modernen Stil der akade­
mischen Lehre zu entwickeln. Dazu ist einmal das eigen­
ständige kritisch-schöpferische Studium unter. Anleitung des 
Lehrkörpers stärker in den Mittelpunkt der gesamten Aus­
bildung zu rücken. Das stellt neue Ansprüche an Vorlesun­
gen, Seminare und Übungen. Es geht datum, alle Mittel und 
Möglichkeiten moderner Lehre zu erschließen, um das stu­
dentische Leistungsvermögen und Leistungsniveau zu erhö­
hen.

Die eindeutige Orientierung auf Qualität und Ergiebigkeit 
(Effektivität) des Studiums korrespondiert mit dem Hinweis 
in der Konzeption zur juristischen Ausbildung, wonach die 
obligatorischen und auch die wahlweise-obligatorischen Urt- 
terrichtsveranstaltungen deutlich limitiert werden sollen. 
Hierbei ist Schematismus ebenso fehl am Platze wie ein 
„Streit um Stunden“. Wir plädieren für eine flexible Handha­
bung je nach den Bedingungen (z. B. Vorhandensein umfang­
reicher Ausbildungsliteratur). Zu gewährleisten ist dabei un- 3 4

3 Vgl. hierzu auch G. Schirmer, „Der Hochschullehrer ln unserer 
Zeit“, Das Hochschulwesen 1988, Heft 1, S. 1 ff.

4 Lehrprogramm „Grundlagen des Marxismus-Leninismus“ (Juli 
1986).


